
Eine im Sinn des § 62 Abs 1 AußStrG erhebliche Rechts-
frage wird damit nicht aufgezeigt: 

1. Die Entschädigung von € 5.800,– wurde nur wegen der
merkantilen (psychologischen) Wertminderung der Liegen-
schaft der Antragsteller infolge der im Enteignungsverfah-
ren begründeten Tunnelservitut (L. Tunnel) zuerkannt.

2. Die Auswahl der Methode zur Ermittlung des Verkehrs-
werts, wofür gemäß § 3 Abs 1 LBG insbesondere das Ver-
gleichs-, das Ertrags- und das Sachwertverfahren in Be-
tracht kommen, hat danach zu erfolgen, welche Methode
am besten den Umständen des Einzelfalls gerecht wird
(9 Ob 74/08k; 2 Ob 282/05t mwN). Gemäß § 7 Abs 1 LBG
hat der Sachverständige selbst die geeignete Methode un-
ter Beachtung des jeweiligen Standes der Wissenschaft
und der im redlichen Geschäftsverkehr bestehenden Ge-
pflogenheiten auszuwählen, wenn ihm das Gericht nicht
eine bestimmte Bewertungsmethode vorgibt (9 Ob 74/08k;
2 Ob 282/05t mwN). § 3 Abs 1 LBG enthält somit keine ab-
schließende Aufzählung der zulässigen Bewertungsverfah-
ren (RIS-Justiz RS0109006). Die Auswahl der Methode
kann im Enteignungsverfahren nur dann als eine nicht nur
dem Tatsachenbereich zuzurechnende Frage vom Obers-
ten Gerichtshof überprüft werden, wenn das Rekursgericht
die vom Erstgericht gewählte Methode ohne Änderung der
Sachverhaltsgrundlage aufgrund rein abstrakter Argumente
modifiziert und dadurch zu anderen Ergebnissen gelangt
als das Erstgericht. Sonst gehört die Ermittlung des Ver-
kehrswerts dem Tatsachenbereich an, es sei denn, sie be-
ruhte auf mit den Gesetzen der Logik oder der Erfahrung
unvereinbaren Schlussfolgerungen (9 Ob 74/08k mwN;
2 Ob 282/05t mwN). 

Im Anlassfall hat der Sachverständige seine Prämissen klar
aufgezeigt und darauf hingewiesen, dass mangels Ver-
gleichswerten der Grundstücke ohne Untertunnelungen im
Verhältnis zu solchen mit Untertunnelungen die durch das
Liegenschaftsbewertungsgesetz vorgegebenen Bewer-
tungsmethoden keine Schlussfolgerungen mit der im An-
lassfall notwendigen Sicherheit zulassen. Die von ihm ge-
wählte Methode, die insbesondere auf die üblicherweise im
Wiener U-Bahn-Bau erfolgten Entschädigungen zurück-
greift (die als prozentueller Abschlag vom Wert der tat-
sächlich in Anspruch genommenen Grundstücksfläche er-
folgen), widerspricht daher weder den Gesetzen der Logik,
noch beruht sie auf mit der Erfahrung unvereinbaren
Schlussfolgerungen (9 Ob 74/08k). Soweit bei anderen
Sachverhalten eine – zusätzliche – Wertminderung der
 verbleibenden, von der Servitut nicht unmittelbar in An-
spruch genommenen Grundstücksteile feststellbar und da-
her auch zu berücksichtigen war (RIS-Justiz RS0057972),
lässt dies nicht den zwingenden Schluss zu, dass dies 
auch im Anlassfall möglich sein müsste. Eine Überprüfung
durch den Obersten Gerichtshof hat daher nicht stattzu -
finden.

Vgl dazu die Ausführungen von Kerschner in diesem Heft
Seite 124.

Zur Mühewaltungsgebühr
 eines Buchsachverständigen
und zum Kostenersatz für
seine Hilfskräfte (§ 34 Abs 2
und § 30 GebAG)
1. Die zunächst fehlende Aufgliederung der einzelnen Ge-

bührenbestandteile nach § 38 Abs 1 GebAG (Mühewal-
tungsgebühr des Sachverständigen, Ersatz der Kosten
der Hilfskräfte, Gebühr für Aktenstudium nach § 36
 GebAG, Entschädigung für Zeitversäumnis nach §§ 32,
33 GebAG) kann noch in einer vom Beschwerdegericht
eingeholten Stellungnahme des Sachverständigen
nachgeholt werden.

2. Für die Honorarsätze des Sachverständigen und den
Kostenersatz der Hilfskräfte können die aktuellen Ho-
norarsätze herangezogen werden, die der Sachver-
ständige in seiner außergerichtlichen Tätigkeit als Part-
ner der D.-Österreich-Gruppe, einer Unternehmens -
beratungsgesellschaft, für eine vergleichbare Tätigkeit
zur Verrechnung bringt.

3. Die Gebührensätze der § 34 Abs 3 Z 1 bis 3 GebAG gel-
ten nur dann, wenn der Sachverständige keine höhere
außergerichtliche Einkunftsmöglichkeit nachweist (Ein-
leitungssatz zu § 34 Abs 3 GebAG). Diesen Nachweis
hat der Sachverständige in Form der von ihm vorgeleg-
ten Honorarsätze für 2009 erbracht, wonach ihm für
seine Tätigkeit ein Betrag von € 380,– pro Stunde ge-
bührt. Davon ist nach § 34 Abs 2 GebAG ein Abschlag
von 20 % vorzunehmen (Stundensatz sohin € 304,–).

4. Hilfskraft ist eine Person, die – angestellt oder selb-
ständig – auf demselben Fachgebiet wie der beauftragte
Sachverständige tätig ist, den fachlichen Weisungen
des Sachverständigen bei der Gutachtenserstellung
 unterliegt und ihm entsprechend seinen Fähigkeiten
 zuarbeitet.

5. Nur der Sachverständige selbst ist Träger des Gebüh-
renanspruchs. Beigezogene Hilfskräfte haben weder
 einen eigenen Anspruch gegen das Gericht noch kann
der Sachverständige Gebühren für Mühewaltung oder
Zeitversäumnis der Hilfskräfte gelten machen. Der
Sachverständige kann nur die tatsächlich entstandenen
Hilfskraftkosten verzeichnen. Für die Arbeitsleistung der
Hilfskräfte darf nur der Ersatz des tatsächlich bezahlten
Entgelts verlangt werden.

6. Für die Höhe des Kostenersatzes der Hilfskräfte genügt
der Hinweis des Sachverständigen auf die Standard-
Stundensätze der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, der
die Hilfskräfte zugehören (Stundensätze überwiegend
€ 295,–, € 260,–, zu einem geringen Zeitanteil € 60,–).

OLG Linz vom 5. Mai 2010, 7 Bs 83/10w
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In der vorliegenden Strafsache wurde der Sachverständige
Mag. N. N. am 12. 6. 2009 von der Staatsanwaltschaft Salz-
burg damit beauftragt, ein schriftliches Gutachten betref-
fend Gewin nausschüttung, Vermögensverringerung der S.
GmbH und Schmälerung oder Vereitelung der Befriedigung
von Gläubigern zu erstellen.

Nach Erstellung einer vorläufigen gutachterlichen Stellung -
nahme vom 14. 1. 2010 legte der Sachverständige am glei-
chen Tage eine Honorarnote über € 14.632,56 (inklusive
20 % USt). Diese Honorarnote umfasste ein Arbeitshonorar
von € 12.050,– (60,25 Stunden à € 200,–) + USt sowie Rei-
sespesen und Barauslagen in der Höhe von € 143,80 +
USt.

In seiner Äußerung zum Gebührenantrag kritisierte der Re-
visor beim Landesgericht Salzburg die Höhe des Stunden-
lohnes des Sachverständigen mit dem Hinweis, es sei nach
§ 34 Abs 3 Z 3 GebAG unter Berücksichtigung eines
20%igen Abschlages ein Stundensatz von € 96,– zuzu-
sprechen. Überdies habe der Sachverständige gemäß § 25
Abs 1a GebAG bloß auf eine voraussichtlich entstehende
Gebührenhöhe von € 11.000,– bis € 13.000,– hingewiesen,
sodass sein Gebührenanspruch mit € 13.000,– zu be-
schränken sei. 

In der darauffolgenden Stellungnahme übermittelte der
Sachverständige die aktuellen Honorarsätze für das Jahr
2009, wel che er in seiner außergerichtlichen Tätigkeit als
Partner der D.-Österreich-Gruppe für vergleichbare Tätig-
keiten zur Verrechnung bringe und wies gleichzeitig darauf
hin, dass er in gleich artigen Fällen auf Klientenwunsch viel-
fach auch eine Flat Rate über das gesamte Team in der
Höhe von € 250,– pro Stunde zuzüglich Umsatzsteuer ver-
rechne. Weiters gab er den jeweiligen Zeitaufwand für seine
eigene Tätigkeit und die Tätigkeit seiner Mitarbeiter bekannt
und akzeptierte die Beschränkung des Gebührenanspru-
ches mit € 13.000,– (inklusive USt) unter dem Gesichts-
punkt des § 25 Abs 1a GebAG.

Mit dem angefochtenen Beschluss bestimmte die Erstrich-
terin die Gebühren des Sachverständigen mit € 13.000,–
und wies das Mehrbegehren von € 1.632,56 (inklusive USt)
ab. Den Gebührenbeschluss gliederte die Erstrichterin in
ein pauschales Arbeitshonorar von € 12.050,– (60,25
 Stunden à € 200,–) und Reisespesen sowie Barauslagen 
in der Höhe von insgesamt € 143,80 + 20 % USt 
(= € 2.438,76) und zog von der Gesamtsumme von
€ 14.632,56 gemäß § 25 Abs 1a GebAG einen Betrag von
€ 1.632,56 ab.

Gegen diesen Beschluss beschwert sich der Revisor beim
Landesgericht Salzburg. Die Beschwerde richtet sich ge-
gen die Höhe des Stundensatzes für Mühewaltung, aber
auch gegen die Annahme der Anzahl der vom Sachver-
ständigen selbst aufgewendeten Stunden, der seinem Zeit-
journal zufolge bloß 13,5 Stunden an Mühewaltung ver-
zeichnet habe. Der Zeitaufwand für seine Mitarbeiter Mag.

U. D., Mag. U. M., A. H. und J. T. sei aus dem Titel „Hilfs-
kräfte“ nach § 30 GebAG nach Durchführung eines Ver-
besserungsverfahrens zu honorieren. 

Die Beschwerde ist (im Ergebnis) nicht berechtigt. 

Vorweg ist klarzustellen, dass der Sachverständige zwar
seiner Verpflichtung zur Aufgliederung der einzelnen Ge-
bührenbestandteile nach § 38 Abs 1 GebAG ursprünglich
nicht nachkam, im Rahmen der vom Beschwerdegericht
eingeholten Stellungnahme vom 27. 4. 2010 jedoch einer-
seits erklärte, dass die Hilfskräfte Mag. U. D., Mag. U. M.,
A. H. und J. T. von der D.-Oberösterreich-Wirtschaftsprü -
fungsGmbH an den Steuerberater Mag. N. N. (= der im Ver-
fahren bestellte Sachverständige) unter Zugrundelegung
der Standard-Stundensätze verrechnet werden, anderer-
seits ein detailliertes Leistungsverzeichnis vorlegte, dem
die einzelnen Gebührenbestandteile zu entnehmen sind.
Aus diesem Leistungsverzeichnis ergibt sich, dass der
Sachverständige Mag. N. N. insgesamt 11,5 Stunden tätig
war. Allerdings ist nicht dieser gesamte Zeitaufwand aus
dem Titel der Mühewaltung nach § 34 GebAG zu honorie-
ren, sondern sind davon pauschal eine Stunde Gebühr für
Aktenstudium nach § 36 GebAG und drei Stunden als
 Entschädigung für Zeitversäumnis nach § 32 Abs 1, § 33
Abs 1 GebAG (betreffend die Zeit für Hin- und Rückreise
zur/von der Besprechung mit Staatsanwalt Dr. R. am 24. 11.
2009) zu veranschlagen. Es verbleiben demnach 7,5 Stun-
den, die unter dem Titel Mühewaltung zu honorieren sind.

Damit ist in die Prüfung der Frage einzutreten, welcher
Stundenansatz heranzuziehen ist. Nach § 34 Abs 2 GebAG
gilt für die Mühewaltung im Strafverfahren, dass zunächst
die Tarife des GebAG selbst heranzuziehen sind. Soweit es
sich jedoch um Leistungen handelt, die nicht nach Tarif zu
entlohnen sind, ist bei der Bemessung der Gebühr nach
Abs 1 im Hinblick auf die öffentliche Aufgabe der Rechts-
pflege zum Wohl der Allgemeinheit ein Abschlag von 20 %
vorzunehmen.

Mangels Tarifs ist grundsätzlich an den außergerichtlichen
Erwerbsmöglichkeiten eines Sachverständigen Maß zu
nehmen, wobei § 34 Abs 3 GebAG Gebührenrahmen vor-
gibt (Z 1 bis 3), innerhalb derer die Gebühr je nach der kon-
kret erforderlichen Qualifikation des Sachverständigen, der
Schwierigkeit des aufgetragenen Befundes oder Gutach-
tens und der Ausführlichkeit der notwendigen Begründung
zu bestimmen ist. Diese Gebührenansätze des § 34 Abs 3
Z 1 bis 3 GebAG gelten jedoch nur dann, wenn der Sach-
verständige keine höhere außergerichtliche Einkunftsmög-
lichkeit nachweist (Einleitungssatz zu § 34 Abs 3 GebAG).
Ein solcher Nachweis wurde fallkonkret vom Sachverstän-
digen Mag. N. N. in Form der von ihm vorgelegten Hono-
rarsätze für das Jahr 2009 erbracht, wonach für seine Tä-
tigkeit ein Betrag von € 380,– pro Stunde in Rechnung ge-
stellt wird. Von diesem Stundensatz ist also bei Bestimmung
der Mühewaltungsgebühr des Sachverständigen auszuge-
hen, sodass sich bei einem Zeitaufwand von 7,5 Stunden
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für Mühewaltung ein Betrag von € 2.850,– ergibt. Von die-
sem Betrag ist ein Abschlag von 20 % vorzunehmen, so-
dass sich demnach ein Betrag von € 2.280,– zuzüglich
20 % USt errechnet. Die Entschädigung für 3 Stunden Zeit-
versäumnis gemäß § 33 Abs 1 GebAG (24. 11. 2009) be-
trägt € 28,20 pro Stunde, insgesamt somit € 84,60 zuzüg -
lich USt. Für eine Stunde Aktenstudium gebührt dem Sach-
verständigen nach § 36 GebAG mit Blick auf Schwierigkeit
und Umfang des ersten Aktenbandes ein Betrag von
€ 44,90 zuzüglich USt. Insgesamt beträgt somit das Hono-
rar für den Sachverständigen Mag. N. N. persönlich
€ 2.409,50 + 20 % USt (€ 481,90) = € 2.891,40. 

Die Tätigkeit von Mag. U. D., Mag. U. M., A. H. und J. T. ist
unter dem Titel „Kosten für die Beiziehung von Hilfskräften“
nach § 30 GebAG zu honorieren. Unter einer Hilfskraft ist
eine Person zu verstehen, die – angestellt oder selbständig
– auf demselben Fachgebiet wie der beauftragte Sachver-
ständige tätig ist, den fachlichen Weisungen des Sachver-
ständigen bei der Gutachtenserstellung unterliegt und ihm
entsprechend seinen Fähigkeiten zuarbeitet. Da nur der
Sachverständige selbst Träger des Gebührenanspruches
ist, haben beigezogene Hilfskräfte weder einen eigenen An-
spruch gegen das Gericht noch kann der Sachverständige
Gebühren für Mühewaltung oder Zeitversäumnis der Hilfs-
kräfte geltend machen (Krammer/Schmidt, GebAG3, § 30
Anm 1). Da die Hilfskräfte keinen eigenen Gebührenan-
spruch gegenüber dem Gericht haben, hat der Sachver-
ständige die tatsächlich entstandenen Hilfskraftkosten in
seine Gebührennote aufzunehmen, wobei für die Arbeits-
leistung der Hilfskräfte der Ersatz des tatsäch lich bezahl-
ten Entgelts verlangt werden kann (Krammer/Schmidt, aaO,
§ 30 E 8, 51). Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze
ergibt sich aus dem Leistungsverzeichnis zur Honorarnote
ein Zeitaufwand des Mag.U.D.von 7,5 Stunden (à € 295,–),
der Mag. U. M. von 37,75 Stunden (à € 260,–), der A. H. 
von 2,75 Stunden (à € 60,–) und der J. T. von 0,75 Stunden
(à € 60,–). Insgesamt resultiert daraus ein Gesamtbetrag
von € 12.237,50 zuzüglich 20 % USt, der dem Sachver-
ständigen gemäß § 30 Z 1 GebAG zusteht. 

Zusammengefasst hätte der Sachverständige nach den An-
sätzen des GebAG folgenden Honoraranspruch: 

1.) Mühewaltung § 34 Abs 3 1. Satzteil GebAG 
(7,5 Stunden à € 380,–) – 20 % € 2.280,–

2.) Entschädigung für Zeitversäumnis § 32, 
§ 33 Abs 1 GebAG (3 Stunden à € 28,20) € 84,60

3.) Gebühr für Aktenstudium § 36 GebAG
(1 Aktenband) € 44,90

4.) Kosten für die Beiziehung von Hilfskräften 
§ 30 GebAG ( 7,5 Stunden à € 295,–; 
37,75 Stunden à € 260,–; 2,75 Stunden
à € 60,–; 0,75 Stunden à € 60,–) € 12.237,50

5.) Reisespesen und Barauslagen € 143,80
€ 14.790,80

zuzüglich 20 % USt € 2.958,16
Gesamtsumme € 17.748,96

Da der Gebührenbestimmungsbeschluss des Erstgerichtes
jedoch ohnehin mit € 13.000,– limitiert ist, war der Be-
schwerde ein Erfolg zu versagen. 

Anmerkung:

Abgesehen von der auffallend großzügigen Handhabung
des Verbesserungsverfahrens des § 39 Abs 1 GebAG
durch das Beschwerdegericht selbst, akzeptiert die vorste-
hend abgedruckte Entscheidung eine offensichtlich in Form
allgemeiner Geschäftsbedingungen (AGB) gekleidete Ho-
norarordnung einer privaten Unternehmensberatungsge-
sellschaft, und zwar sowohl für die Mühewaltungsgebühr
des Sachverständigen (Stundensatz € 380,–) als auch für
die Kostenersätze für die Hilfskräfte (Stundensätze weit
überwiegend von € 295,– und € 260,–, zu einem unbedeu-
tenden Zeitanteil von € 60,– je Stunde).

Bei dieser Gebührenbemessung werden die Bestimmun-
gen des § 34 Abs 3 und § 30 Z 1 GebAG außer Acht ge-
lassen. Nach § 34 Abs 3 GebAG darf der Sachverständige
nur dann höhere Stundensätze als nach Z 1 bis 3 dieses
Absatzes verrechnen, wenn er nachweist, dass er im au-
ßergerichtlichen Erwerbsleben für die Gutachtenstätigkeit
überlicherweise höhere Einkünfte erzielt. Die Berufung auf
die in AGB festgeschriebenen Honorarsätze einer privaten
Unternehmensberatungsgesellschaft ist wohl nicht ausrei-
chend. Es fehlt jedenfalls jeglicher Nachweis, dass der
Sachverständige diesen Honorarsatz für seine außer -
gerichtliche (private) Gutachtertätigkeit „üblicherweise“ –
also in mehreren Fällen verschiedener Auftraggeber durch
eine längere Zeit – verrechnet und auch tatsächlich be-
zahlt bekommt. Nach herrschender Rechtsprechung sind
grundsätzlich anonymisierte Zahlungsnachweise erfor -
derlich.

Auch § 30 Z 1 GebAG verlangt bezüglich der Hilfskraftkos-
ten den Nachweis des Sachverständigen, dass er diese
Kosten tatsächlich aufwenden musste, aber auch die Be-
scheinigung, dass die Kosten das übliche Ausmaß nicht
übersteigen. Bei 7,5 Stunden à € 295,– und 37,75 Stunden
à € 260,– erscheint es doch fraglich, ob hier die Grenze des
„üblichen Ausmaß“ nicht näher geprüft hätte werden müs-
sen. Die Berufung des Sachverständigen auf Standard-
Gebührensätze enthalten in privaten AGB ist offensichtlich
ungenügend.

Harald Krammer
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